Allgemeine Geschaftsbedingungen ,,vonhierwechStrom*

der Stadtwerke Bielefeld GmbH fiir die Lieferung von

elektrischer Energie fiir den Eigenverbrauch im Haushalt

2.1.

2.2.

2.3.

2.4.

Vertragsschluss / Laufzeit / Kiindigungstermine und —fristen /
Lieferbeginn / Lieferung von Reservemengen / Online-Kommu-
nikation / Rechnungsversand

Der Vertrag kommt durch Bestatigung der Stadtwerke Bielefeld
GmbH (im Folgenden als Stadtwerke bzw. Lieferant bezeichnet) in
Textform unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zu-
stande. Ein Vertragsschluss kann nur erfolgen, wenn der Kunde
Haushaltskunde i. S. d. §3 Nr. 22 EnWG ist.

Der Vertrag lauft auf unbestimmte Zeit. Der Vertrag kann von jedem
Vertragspartner mit einer Frist von einem Monat gekiindigt werden.
Eine Kindigung aus den vorgenannten Griinden bedarf der Text-
form (z. B. Brief, E-Mail, Fax). Das Recht zur Kiindigung aus wich-
tigem Grund (nach § 314 BGB oder diesen Allgemeinen Geschéfts-
bedingungen) bleibt unberiihrt.

Der tatsachliche Lieferbeginn hangt davon ab, dass alle fir die Be-
lieferung notwendigen MaRnahmen (Kiindigung des bisherigen Lie-
fervertrages etc.) erfolgt sind.

Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kun-
den gemaR §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der
Kunde fordert die Stadtwerke hierzu ausdriicklich auf.

Der Kunde beauftragt die Stadtwerke bereits jetzt, soweit Erzeu-
gungsanlagen nicht oder nicht ausreichend zur Verfligung stehen,
stattdessen an ihn den Standard Okostrom der Stadtwerke zu lie-
fern, sodass der gesamte Bedarf des Kunden an elektrischer Ener-
gie zu jeder Zeit gedeckt ist.

Eine physikalische Lieferung des Stroms aus den verwendeten Er-
zeugungsanlagen an die Lieferadresse des Kunden ist liber das
Stromnetz der allgemeinen Versorgung technisch nicht mdglich.
Uber Regionalnachweise wird nach den gesetzlichen Vorgaben
nachgewiesen, dass der erzeugte Strom aus den aufgefiihrten An-
lagen stammt. Uber Herkunftsnachweise wird nach den gesetzli-
chen Vorgaben nachgewiesen, dass ein bestimmter Anteil oder
eine bestimmte Menge des Stroms aus erneuerbaren Energien er-
zeugt wurde (letztlich 100 %). Die Stadtwerke Bielefeld verwenden
und entwerten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben Regional-
nachweise und Herkunftsnachweise.

Die Kommunikation im Rahmen des Vertragsverhéltnisses zwi-
schen den Stadtwerken und dem Kunden erfolgt Gberwiegend per
E-Mail, wobei die Angabe einer giiltigen E-Mail-Adresse Vorausset-
zung fur einen Vertragsschluss ist. Der Kunde erklart sich durch die
Wahl des Tarifs mit der Kommunikation via E-Mail ausdriicklich ein-
verstanden und teilt in seiner Bestellung die fiir die Kommunikation
bestimmte E-Mail-Adresse mit. Der Kunde teilt den Stadtwerken
jegliche Anderung seiner Kontaktdaten und der E-Mail-Adresse un-
verzuglich mit.

Mitteilungen zu Anderungen der Preise nach § 6 sowie Kiindigun-
gen nach § 9 erhalt der Kunde in Textform, nach Wahl der Stadt-
werke ggf. auch schriftlich.

Umfang und Durchfilhrung der Lieferung / Leistungsumfang /
Befreiung von der Leistungspflicht

Die Stadtwerke liefern dem Kunden dessen gesamten Bedarf an
Energie an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahme-
stelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, Uiber den der
Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ldentifikationsnummer
energiewirtschaftlich identifiziert wird. Von der Gesamtabnahme-
verpflichtung nach Satz 1 ausgenommen ist die in Eigenerzeu-
gungsanlagen produzierte elektrische Energie, die ausschlieflich
vom Kunden selbst verbraucht wird (Eigenversorgung). Entspre-
chendes gilt fir Mengen, die im Rahmen der gemeinschaftlichen
Gebaudeversorgung nach § 42b EnWG bezogen werden. Eine Auf-
nahme, Erweiterung oder Einschréankung der Eigenversorgung ist
den Stadtwerken zwei Monate vorab anzuzeigen.

Auf Verlangen des Kunden kénnen unter den Voraussetzungen des
§ 10c EEG die Strombeziige aus dem Netz, die in einer Solaranlage
oder in deren Neben- und Hilfsanlagen zur Erzeugung von Strom
verbraucht werden, der mit diesem Vertrag belieferten Entnahme-
stelle zugeordnet werden. Damit die Stadtwerke die Zuordnung der
Entnahmestelle veranlassen kdnnen, muss der Kunde den Stadt-
werken mit dem Verlangen die hierfiir erforderlichen Angaben, ins-
besondere die Marktlokations-Identifikationsnummer der weiteren
Entnahmestelle, die der in diesem Vertrag belieferten Entnahme-
stelle zugeordnet werden soll, mitteilen.

Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber er-
bracht und ist gemaR § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags,
soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem wettbewerblichen Mess-
stellenbetreiber schliet. Die Stadtwerke stellen dem Kunden das
Entgelt fiir den Messstellenbetrieb und Messung unter den Voraus-
setzungen von Ziffer 6.2.2 und 6.2.3 in Rechnung.

Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der Ener-
gieversorgung sind die Stadtwerke, soweit es sich um Folgen einer
Storung des Netzbetriebes einschlieRlich des Netzanschlusses
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handelt, von ihrer Leistungspflicht befreit. Zu den méglichen Anspriichen des
Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 10 verwiesen.

Wird den Vertragsparteien die Erflllung der Leistungspflichten durch unvor-
hersehbare Umstande, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwen-
dung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand
nicht erreicht werden kann (insbesondere héhere Gewalt wie z. B. Naturka-
tastrophen, Krieg, Pandemien, ArbeitskampfmalRnahmen, hoheitliche An-
ordnungen) unmdglich gemacht, so sind die Vertragsparteien von ihren ver-
traglichen Leistungspflichten befreit, solange diese Umsténde noch andau-
ern.

Die Stadtwerke sind weiter von ihrer Leistungspflicht befreit, soweit und so-
lange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung
bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative
unterbrochen hat. Schadensersatzanspriiche des Kunden gegen die Stadt-
werke bleiben fiir den Fall unbertiihrt, dass die Stadtwerke an der Unterbre-
chung ein Verschulden trifft.

Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige
Preisberechnung / Abrechnungsinformationen / Online-Portal / Ver-
brauchshistorie

Die Menge der gelieferten Energie wird durch konventionelle oder moderne
Messeinrichtungen bzw. Messsysteme oder ein intelligentes Messsystem
i. S. d. MsbG (oder rechtmaRige Ersatzwertbildung) des zustandigen Mess-
stellenbetreibers ermittelt. Ein intelligentes Messsystem besteht nach § 2
Nr. 7 MsbG aus einer modernen Messeinrichtung, die iber ein Smart-Meter-
Gateway in ein Kommunikationsnetz eingebunden ist.. Die Ablesung der
Messwerte wird vom Messstellenbetreiber oder den Stadtwerken oder, so-
fern keine Ferntibermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. Gber ein intelligentes
Messsystem) erfolgt, auf Verlangen der Stadtwerke oder des Messstellen-
betreibers kostenlos vom Kunden selbst durchgefihrt. Erfolgt eine Ferniber-
mittlung der Verbrauchsdaten (z. B. Uber ein intelligentes Messsystem), wird
die Ablesung der Messwerte in begriindeten Einzelféllen, z. B. fiir die Dauer
eines technisch bedingten Ausfalls der Fernkommunikation, ebenfalls auf
Verlangen der Stadtwerke kostenlos vom Kunden selbst durchgefihrt, so-
fern dies fur die Abrechnung nach diesem Vertrag erforderlich ist. Verlangen
die Stadtwerke eine Selbstablesung des Kunden, fordern die Stadtwerke
den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen er-
folgt zum Zwecke der Abrechnung, etwa anlasslich eines Lieferantenwech-
sels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses der Stadtwerke an ei-
ner Uberpriifung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der Abrech-
nungsinformation. Der Kunde kann einer Selbstablesung widersprechen,
wenn ihm diese nicht zumutbar ist.

Soweit der Kunde fiir einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entspre-
chender Verpflichtung keine Ablesedaten Ubermittelt hat oder die Stadt-
werke aus anderen Griinden, die sie nicht zu vertreten haben, den tatsach-
lichen Verbrauch nicht ermitteln kénnen (etwa, weil keine Messwerte bzw.
vom Messstellenbetreiber rechtmaRig ermittelten Ersatzwerte verfligbar
sind), kénnen die Stadtwerke den Verbrauch auf der Grundlage der letzten
Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer
Kunden jeweils unter angemessener Beriicksichtigung der tatsachlichen
Verhaltnisse schatzen.

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis
versehenen Beauftragten der Stadtwerke oder des Messstellenbetreibers
den Zutritt zu seinem Grundstiick und zu seinen Rdumen zu gestatten, so-
weit dies zur Ermittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen, im Rahmen
des Betriebs, zur Wartung eines intelligenten Messsystems oder zur Able-
sung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann
durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen
Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin
erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafir
Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtung bzw. das intelligente Messsys-
tem zuganglich ist. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder
behindert, stellen die Stadtwerke dem Kunden die dadurch entstandenen
Kosten pauschal gemaR dem anliegenden Preisblatt zu Mahn- und Sonder-
entgelten der Stadtwerke Bielefeld in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden
ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung
muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewdhnlichen Lauf
der Dinge zu erwartenden Kosten nicht Gibersteigen. Dem Kunden ist zudem
der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesent-
lich geringer als die Hohe der Pauschale.

Die Stadtwerke kénnen vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen ver-
langen. Die Hohe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch
des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertrags-
preis oder nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden
und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Ver-
brauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berticksichtigen. Im Falle
einer monatlichen Abrechnung entféllt das Recht des Lieferanten nach
Satz 1.

Werden monatliche Abschlagszahlungen erhoben, erfolgt die Abrechnung
zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der
ein Jahr nicht Uberschreitet, und zum Ende des Vertragsverhaltnisses. Ab-
weichend von Satz 1 hat der Kunde das Recht, eine kostenpflichtige monat-
liche, vierteljahrliche oder halbjahrliche Abrechnung zu wahlen, die auf
Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit den Stadtwerken erfolgt. In
jeder Abrechnung wird der tatsachliche Umfang der Belieferung unter An-
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3.7.
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4.1.

rechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet. Ergibt sich eine
Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung der tat-
sachlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berech-
nete Betrag unverziglich erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens
aber mit der nachsten Abschlagszahlung verrechnet.

Ist die Messstelle des Kunden mit einem intelligenten Messsystem
ausgestattet, sind die Stadtwerke berechtigt, anstelle der Erhebung
von Abschlagszahlungen, die Entgelte nach diesem Vertrag fiir die
im Liefermonat gelieferte Energie innerhalb von drei Wochen nach
dem Liefermonat abzurechnen.

Die Abrechnung nach Ziffer 3.5 oder Ziffer 3.6 wird nach Wahl der
Stadtwerke in elektronischer oder in Papierform erstellt. Erhalt der
Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgt die Ubermittiung der
Abrechnungen auf Wunsch auch in elektronischer Form. Erhélt der
Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt die Ubermittiung der
Abrechnungen auf Wunsch auch einmal jéhrlich in Papierform.

Erhélt der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine
Fernibermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. Uiber ein intelligentes
Messsystem), erhélt er unentgeltlich die (in jeder Rechnung bereits
enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 40b EnWG auto-
matisch alle sechs Monate und auf Wunsch alle drei Monate. Erfolgt
eine Fernibermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. Uber ein intelli-
gentes Messsystem) und rechnet der Lieferant nicht monatlich ab,
erhalt der Kunde unentgeltlich die Abrechnungsinformationen nach
§ 40b EnWG automatisch monatlich.

Die Stadtwerke stellen dem Kunden auf lhrer Internetseite
(https://portal.stadtwerke-bielefeld.de)) das Online-Portal ,Mein
EnergiePortal” zur Verfigung, Gber welches die Stadtwerke rechts-
erhebliche Erkldrungen zur Begriindung, Durchfiihrung, Anderung
oder Beendigung dieses Vertragsverhaltnisses (z. B. Mitteilungen
Uber den Vertrags- oder Lieferbeginn, die Bereitstellung der Ver-
brauchsabrechnung bzw. der Abrechnungsinformation etc.) Uber-
mitteln. Verfligt der Kunde Uber ein intelligentes Messsystem nach
§ 2Nr. 7 MsbG, kann er Gber das Online-Portal auBerdem auf seine
Verbrauchsdaten zugreifen. Die Stadtwerke werden den Kunden
Uber die im Vertrag angegebene E-Mail-Adresse Uber die Hinterle-
gung von Dokumenten im Online-Portal informieren. Der Kunde ist
verpflichtet, eine aktuelle, empfangsbereite E-Mail-Adresse vorzu-
halten und die Stadtwerke iiber mégliche Anderungen unverziiglich
zu informieren. Der Kunde wird den Stadtwerken eine ihm bekannte
unbefugte Nutzung seiner Zugangsdaten fur das ,Mein EnergiePor-
tal“ unverzuglich telefonisch unter Telefon 08 00/ 1 00 71 75 oder
per E-Mail an kundenservice@stadtwerke-bielefeld.de mitteilen.
Der Kunde erhélt in diesem Fall von den Stadtwerken neue Zu-
gangsdaten.

Auf Wunsch des Kunden stellen die Stadtwerke dem Kunden
und/oder einem von diesem benannten Dritten, soweit verfugbar,
erganzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie gegen
Entgelt zur Verfigung (vgl. Ziffer Il des anliegenden Preisblattes zu
Mahn- und Sonderentgelten).

Der Kunde kann jederzeit von den Stadtwerken verlangen, eine
Nachpriifung der Messeinrichtungen bzw. des intelligenten Mess-
systems an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehérde oder
eine staatlich anerkannte Priifstelle i. S. v. § 40 Abs. 3 MessEG zu
veranlassen. Die Kosten der Nachprifung fallen dem Kunden nur
dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen
nicht tberschritten werden.

Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen bzw. des intelligen-
ten Messsystems eine Uberschreitung der eichrechtlichen Ver-
kehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rech-
nungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rechnung auf
der Grundlage falscher Messwerte), so wird der zu viel oder zu we-
nig berechnete Betrag unverzlglich erstattet bzw. nachentrichtet
oder mit der nachsten Abschlagszahlung verrechnet. Ist das Aus-
mal des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine
Messeinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmaRig ermit-
telten Ersatzwerte vor), so ermitteln die Stadtwerke den Verbrauch
fur die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung durch Schatzung
entsprechend Ziffer 3.2. Anspriiche nach dieser Ziffer sind auf den
der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum be-
schrankt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann Gber einen
groReren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der An-
spruch auf langstens drei Jahre beschrankt.

Andert sich das vertragliche Entgelt wihrend des Abrechnungszeit-
raums oder beginnt oder endet der Abrechnungszeitraum untermo-
natlich (z. B. bei untermonatlicher Aufnahme oder Beendigung der
Belieferung), so rechnen die Stadtwerke verbrauchsunabhangige
Preisbestandteile tagesgenau ab. Fir die Abrechnung geéanderter
verbrauchsabhéangiger Preisbestandteile wird die nach Ziffer 3.1 er-
mittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungszeitraum
auf Grundlage einer Schatzung nach billigem Ermessen (§ 315
BGB) auf den Zeitraum vor und nach der Preisanderung aufgeteilt,
wobei jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der Grundlage
vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu bericksichtigen
sind. Die nach der Preisédnderung anfallenden Abschlagszahlungen
kénnen entsprechend angepasst werden.

Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung /
Aufrechnung

Samtliche Rechnungsbetrége sind zwei Wochen nach Zugang der
Rechnung, Abschldge und Vorauszahlungen zu dem von den
Stadtwerken nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlags-
plan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt
fallig und insbesondere im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels

4.2.

4.3.

4.4.

5.2.

5.3.

6.1.

6.2.

6.2.1.

6.2.2.

6.2.3.

Dauerauftrag oder Uberweisung (auch durch Barliberweisung) zu zahlen.

Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kénnen die Stadtwerke ange-
messene Malnahmen zur Durchsetzung ihrer Forderung ergreifen. Fordern
die Stadtwerke erneut zur Zahlung auf, stellen sie dem Kunden die dadurch
entstandenen Kosten pauschal gemafl dem anliegenden Preisblatt zu Mahn-
und Sonderentgelten der Stadtwerke in Rechnung. Auf Verlangen des Kun-
den ist die Berechnungsgrundlage der Pauschale(n) nachzuweisen; die pau-
schale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach
dem gewohnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht Ubersteigen.
Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht
entstanden oder wesentlich geringer als die Héhe der Pauschale. Lassen
die Stadtwerke den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodienstleisters
(auch des Netzbetreibers) einziehen, werden dem Kunden die dadurch ent-
standenen Kosten nach tatsachlichem Aufwand in Rechnung gestellt.

Einwande gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur
Zahlungsverweigerung nur,

sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen
Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vor-
herigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachpriifung der
Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachpriifung nicht die
ordnungsgemafie Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist

oder

sofern aus Sicht eines verstandigen Kunden die ernsthafte Mdglichkeit ei-
nes offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei falschen Kundennamen,
verwechselten Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfeh-
lern oder bei weit auBerhalb der Plausibilitét liegenden Verbrauchsmen-
gen, auch wenn eine Nachpriifung der Messeinrichtung deren ordnungs-
gemaRe Funktion bestétigt hat.

Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von dieser Ziffer 4.3 unberihrt.

Gegen Forderungen der Stadtwerke kann nur mit unbestrittenen oder rechts-
kraftig festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht
fur Anspriiche des Kunden aufgrund vollstandiger oder teilweiser Nichterfil-
lung oder mangelhafter Erfullung der Hauptleistungspflichten. Weiterhin gilt
dies nicht fir Forderungen des Kunden, die im Rahmen des Riickabwick-
lungsverhaltnisses nach Widerruf des Vertrags entstehen.

Vorauszahlung

Die Stadtwerke kénnen vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in an-
gemessener Hohe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem
Vertrag in nicht unwesentlicher Héhe in Verzug ist, wenn der Kunde inner-
halb eines Zeitraums von zwélf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerat
oder in sonstigen begrindeten Fallen.

Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, H6he und die
Griinde fur die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen fir ihren Wegfall
mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legen die Stadtwerke nach
billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist friihestens zum
Lieferbeginn fallig. Die Hohe der Vorauszahlung richtet sich nach dem Ver-
brauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Ver-
tragspreis oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden
und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Ver-
brauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu beriicksichtigen.

Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nachsten vom Kunden nach dem
Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschlage nach Ziffer 4.1 oder Rechnungs-
betrage) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung
von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete
Betrag unverziiglich erstattet bzw. nachentrichtet.

Entgelt / Zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich aufer-
legte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen
nach den Ziffern 6.2 bis 6.5 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhangigen Arbeits-
preis sowie ein zahlerabhangiges Entgelt fiir den Messstellenbetrieb — so-
weit diese Kosten den Stadtwerken vom Messstellenbetreiber in Rechnung
gestellt werden —in der sich aus den Preisangaben im Online-Bestellprozess
ergebenden Hohe.

Die Kosten fiir den Grund- und den Arbeitspreis werden auf Grundlage
der Kosten kalkuliert, die fiir die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif
anfallen (unabhangig vom Zeitpunkt des jeweils einzelnen Vertragsschlus-
ses). Sie enthalten folgende Kosten: Kosten fiir Energiebeschaffung und
Vertrieb, das an den Netzbetreiber abzufiihrende Netzentgelt, die vom
Netzbetreiber erhobene KWKG-Umlage nach § 12 EnFG, den Aufschlag
fir besondere Netznutzung nach der Festlegung der BNetzA (Az. BK8-24-
001-A) , der die Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV, den Aufschlag fir
besondere einspeiseseitige Netznutzung nach der Festlegung der BNetzA
(Az. BK8-24-001-A) sowie die Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6
Satze 9 — 11 EnWG (derzeit in die Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV
eingerechnet) enthalt, die Offshore-Netzumlage nach § 17f EnWG i. V.
m. § 12 EnFG , die Kosten fiir den Erwerb und die Entwertung von Her-
kunftsnachweisen nach § 3 Nr. 29 EEG sowie die Stromsteuer und die
Konzessionsabgaben.

Die Entgelte fuir den Messstellenbetrieb werden je nach Zahlerart und ggf.
Verbrauch gemaR den Preisangaben im Online-Bestellprozess dem Kun-
den durch die Stadtwerke in Rechnung gestellt.

Die Stadtwerke sind berechtigt, mit grundzustédndigen Messstellenbetrei-
bern Vereinbarungen zur Abrechnung der Entgelte fiir den Messstellen-
betrieb mit intelligenten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen
zu treffen, wonach der grundzustéandige Messstellenbetreiber gegentiber
den Stadtwerken abrechnet, soweit die Stadtwerke sicherstellen, dass
eine zusatzliche Inanspruchnahme des Kunden fiir diese Entgelte durch
den grundzusténdigen Messstellenbetreiber ausgeschlossen ist.
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6.3. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertrags-
schluss mit zusatzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht genannten
Steuern oder Abgaben belegt, erhoht sich das vom Kunden zu zah-
lende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der je-
weils geltenden Hohe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Beliefe-
rung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit ei-
ner hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h.
keine BuBgelder oder Ahnliches) belegt wird, soweit diese unmittel-
baren Einfluss auf die Kosten fiir die nach diesem Vertrag geschul-
deten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils geltenden Hohe
nach Satz 1 und 2 fuhrt bei Erstattungen (z. B. in Form negativer
Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine Wei-
terberechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Héhe und
Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret vor-
hersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Wei-
terberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die
Mehrkosten beschrankt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetz-
lichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhaltnis (z. B. nach Kopf
oder nach Verbrauch) zugeordnet werden kénnen. Eine Weiterbe-
rechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten.
Der Kunde wird lber eine solche Weiterberechnung spatestens mit
der Rechnungsstellung informiert.

6.4. Zusatzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 die
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige
Hohe der Umsatzsteuer ergibt sich aus den Angaben im Online-
Bestellprozess.

6.5. Die Stadtwerke teilen dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines
nach Ziffern 6.3 und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf An-
frage mit.

6.6. Die Stadtwerke sind verpflichtet den Grundpreis, den Arbeitspreis

und das Entgelt fir den Messstellenbetrieb nach Ziffer 6.2 — nicht
hingegen etwaige zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige ho-
heitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie die gesondert
in der jeweils geltenden Héhe an den Kunden weitergegebene Um-
satzsteuer nach Ziffer 6.4 — durch einseitige Leistungsbestimmung
nach billigem Ermessen gemafR § 315 BGB anzupassen (Erhéhun-
gen oder Senkungen). Anlass fir eine solche Preisanpassung ist
ausschlieRlich eine Anderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten.
Die Stadtwerke uberwachen fortlaufend die Entwicklung dieser
Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf die Ver-
anderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils vorhergehen-
den Preisanpassung nach dieser Ziffer bzw. — sofern noch keine
Preisanpassung nach dieser Ziffer erfolgt ist — seit der erstmaligen
Tarifkalkulation nach Ziffer 6.2 bis zum Zeitpunkt des geplanten
Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschrankt. Kos-
tensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpas-
sung gegenlaufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung
der Stadtwerke nach billigem Ermessen bezieht sich auch auf die
jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so zu wah-
len, dass Kostensenkungen nicht nach fir den Kunden ungtinstige-
ren Mal3stédben Rechnung getragen werden als Kostenerhéhungen,
also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirk-
sam werden wie Kostenerhhungen. Der Kunde hat gemafR
§ 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Auslibung des billigen Ermessens
der Stadtwerke gerichtlich tiberpriifen zu lassen. Anderungen des
Grundpreises, des Arbeitspreises und des Entgelts fir den Mess-
stellenbetrieb nach dieser Ziffer 6.6 sind nur zum Monatsersten
maoglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn die Stadt-
werke dem Kunden die Anderungen spatestens einen Monat vor
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilen. In diesem Fall
hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiin-
digungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpas-
sung zu kundigen. Hierauf wird der Kunde von den Stadtwerken in
der Mitteilung gesondert hingewiesen.

6.7. Informationen Uber aktuelle Produkte (insbesondere gebiindelte
Produkte bzw. Leistungen) und Tarife erhalt der Kunde unter Tele-
fon 08 00/ 1 00 71 75 oder im Internet unter www.stadtwerke-biele-
feld.de.

7. Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG

Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken den Abschluss einer vertragli-
chen Vereinbarung mit einem Dritten Uber die Erbringung von Dienstleistun-
gen hinsichtlich von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Min-
derverbrauch elektrischer Arbeit und tiber einen anderen Bilanzkreis unver-
zliglich mitzuteilen. Die Stadtwerke werden die Erbringung der Dienstleistung
auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung — soweit und solange diese
nicht durch eine Festlegung der BNetzA entbehrlich wird — gegen angemes-
senes Entgelt ermdglichen.

8. Anderungen des Vertrags

Die Regelungen des Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen
Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG,
StromGVV, StromNzZV, MsbG, MessEG und MessEV, hochstrichterliche
Rechtsprechung, Festlegungen und Beschlisse der BNetzA). Das vertragli-
che Aquivalenzverhaltnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare
Anderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B.
durch Gesetzesanderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits —
etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des féormlichen Gesetzgebungs-
verfahrens und dem Inkrafttreten — absehbar war), die die Stadtwerke nicht
veranlasst und auf die sie auch keinen Einfluss haben, in nicht unbedeuten-
dem MaRe gestért werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Ver-
trag entstandene Licke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durch-
flihrung des Vertrags entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine
Klausel fir unwirksam erklart), die nur durch eine Anpassung oder Ergan-
zung zu beseitigen sind. In solchen Fallen sind die Stadtwerke verpflichtet,

den Vertrag— mit Ausnahme des Entgelts — unverziglich insoweit anzupassen
und/oder zu ergénzen, als es die Wiederherstellung des Aquivalenzverhaltnisses von
Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragsliicken zur
zumutbaren Fort- und Durchfihrung des Vertragsverhéltnisses erforderlich macht
(z. B. mangels gesetzlicher Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrags
nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten moglich. Die Anpassung wird nur wirk-
sam, wenn die Stadtwerke dem Kunden die Anpassung spatestens einen Monat vor
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilen. In diesem Fall hat der Kunde
das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kindigungsfrist zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde von
den Stadtwerken in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

9.

9.1.

9.2,

9.3.

9.4.

9.5.

9.6.

Einstellung der Lieferung / Fristlose Kiindigung / Sonderkiindigungs-
recht bei Einbau intelligentes Messsystem

Die Stadtwerke sind berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die An-
schlussnutzung durch den zusténdigen Netzbetreiber unterbrechen zu las-
sen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem MaRe schuldhaft Energie unter
Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen ver-
wendet (,Energiediebstahl”) und die Unterbrechung zur Verhinderung einer
weiteren unberechtigten Energieentnahme erforderlich ist.

Bei Zahlungsverzug des Kunden in Héhe des Doppelten der rechnerisch auf
den laufenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszah-
lung, mindestens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, sind
die Stadtwerke ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die An-
schlussnutzung durch den zusténdigen Netzbetreiber unterbrechen zu las-
sen. Bei der Berechnung des Mindestbetrages bleiben nicht titulierte Forde-
rungen auler Betracht, die der Kunde schlissig beanstandet hat oder die
wegen einer Vereinbarung zwischen Stadtwerken und Kunden noch nicht
fallig sind oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskréftig entschie-
denen Preiserhdhung der Stadtwerke resultieren. Die Unterbrechung unter-
bleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung aufRer Verhaltnis zur Schwere
des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende
Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfanglich nach-
kommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spéatestens vier Wochen vorher
angedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung
der Anschlussnutzung acht Werktage vorher durch briefliche Mitteilung, un-
ter Angabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekiindigt. Die Stadt-
werke werden den Netzbetreiber zu dem in der Ankiindigung genannten
Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofiir der
Netzbetreiber nach den Vorgaben des einheitlichen Netznutzungsvertrages
Strom sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird die Stadtwerke auf
etwaige Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend entgegenste-
hen, unverziglich hinweisen.

Bis zum 30.04.2024 galt mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzliches Recht
zur Versorgungsunterbrechung bei Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22
EnWG. Der Gesetzgeber plant derzeit ein gesetzliches Recht zur Versor-
gungsunterbrechung gegentiber Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG in
einem neuen § 41f EnWG einzufiihren. Die Regelungen zur Unterbrechung
und zur Wiederherstellung der Anschlussnutzung aufgrund von Zahlungs-
verzug nach dieser Ziffer 9 der AGB sind fiir die Dauer der Wirksamkeit einer
abweichenden gesetzlichen Regelung gegeniiber Haushaltskunden in dem
Umfang ausgesetzt, in dem diese abweichende Regelungen trifft.

Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung
sind vom Kunden zu ersetzen. Die Stadtwerke stellen dem Kunden die
dadurch entstandenen Kosten pauschal gemaf dem anliegenden Preisblatt
zu Mahn- und Sonderentgelten der Stadtwerke Bielefeld in Rechnung. Auf
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach
dem gewohnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht tbersteigen.
Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht
entstanden oder wesentlich geringer als die Héhe der Pauschale. Die Belie-
ferung wird unverzuglich wiederhergestellt, wenn die Griinde fur die Unter-
brechung entfallen und die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstel-
lung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur
Verkirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugserméach-
tigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung
unverziiglich mittels Uberweisung zu zahlen.

Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekiin-
digt und die Lieferung eingestellt werden. Die Stadtwerke mussen den Kun-
den unverziglich beim zustandigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit
die Entnahmen des Kunden im Falle einer auf3erordentlichen Kiindigung der
Stadtwerke trotz der Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netz-
betreibers, Prozessfristen aus den Festlegungen der BNetzA zu Lieferanten-
wechselprozessen) lUber den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus den
Stadtwerken bilanziell zugeordnet werden, ohne dass die Stadtwerke dafir
einen Ausgleich erhalten (z. B. im Rahmen der Mehr- oder Mindermengen-
abrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde fiir diese fortwahrende
Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag.

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor
- im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 9.1;

- im Fall eines Zahlungsverzugs unter den Voraussetzungen von Ziffer
9.2 Satz 1 und 2. Die Kiindigung ist in diesem Fall mindestens zwei Wochen
vorher anzudrohen. Die Klindigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Fol-
gen der Kundigung auBer Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs ste-
hen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er
seinen Verpflichtungen vollumfénglich nachkommt;

- im Fall der Einleitung eines Zwangsvollstreckungsverfahrens gegen das
gesamte Vermdgen der anderen Vertragspartei oder eines wesentlichen
Teils dieses Vermdgens.

Die Stadtwerke sind berechtigt, den Vertrag, abweichend von den Laufzeit-
und Kiindigungsregelungen des jeweiligen Vertrags, bei einem bevorstehen-
den Ersteinbau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von zwei Mo-
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10.

10.1.

10.2.

10.3.

10.4.

10.5.

10.6.

11.

1.1

11.3.

naten auf den angekiindigten Zeitpunkt des Einbaus zu kiindigen.
Die Stadtwerke werden dem Kunden in diesem Fall mit der Kiindi-
gung ein Angebot fir den Abschluss eines neuen Energielieferver-
trags unterbreiten.

Haftung

Die Stadtwerke haften bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverlet-
zung (z. B. bei Nichterflllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder
verspateter Abrechnung) fiir dadurch entstandene Schaden nach
Mafgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6.

Anspriiche wegen Schaden durch Unterbrechung oder bei Unregel-
maRigkeiten in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Fol-
gen einer Stérung des Netzbetriebes einschlieRlich des Netzan-
schlusses handelt, gegeniber dem Netzbetreiber geltend zu ma-
chen.

Die Stadtwerke werden auf Wunsch des Kunden unverzlglich tber
die mit der Schadensverursachung zusammenhangenden Tatsa-
chen Auskunft geben, wenn sie ihnen bekannt sind oder von ihnen
in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen.

In allen Ubrigen Haftungsféllen ist die Haftung der Vertragsparteien
sowie ihrer Erfillungs- und Verrichtungsgehilfen fir schuldhaft ver-
ursachte Schaden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch
Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt
nicht bei Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers
oder der Gesundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erflllung die
ordnungsgemafie Durchfiihrung des Vertrages Uberhaupt erst er-
mdglicht und auf deren Einhaltung die Vertragsparteien regelmafig
vertrauen dirfen (sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt sich
die Haftung auf den Schaden, den die haftende Vertragspartei bei
Abschluss des Vertrages als mdgliche Folge der Vertragsverlet-
zung vorausgesehen hat oder unter Beriicksichtigung der Um-
stande, die sie kannte oder kennen musste, hatte voraussehen
missen.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unbe-
ruhrt.

Informationspflichten und Vertragsbeendigung bei Umzug

Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken jeden Umzug unver-
zuglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, sowie der neuen
Anschrift und der neuen Zahlernummer oder Marktlokations-Identi-
fikationsnummer und der neuen Zahlernummer oder Marktlokati-
ons-ldentifikationsnummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall
muss diese Mitteilung bis spatestens zehn Werktage vor dem Um-
zugsdatum erfolgen, um den Stadtwerken eine rechtzeitige Ab-
bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermdglichen.

Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeitpunkt des
vom Kunden mitgeteilten Auszugsdatums, wenn der Kunde aus
dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines an-
deren Netzbetreibers zieht. Die Stadtwerke unterbreiten dem Kun-
den fiir die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues An-
gebot.

Sofern der Umzug des Kunden gemaf Ziffer 11.2 nicht zur Beendi-
gung des Vertrags fiihrt, hat der Kunde das Recht, den Vertrag mit
einer Frist von sechs Wochen in Textform zu kiindigen. Die Kiindi-
gung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Aus-zugs oder mit Wir-
kung zu einem spateren Zeitpunkt erklart werden. Die Kiindigung
beendet diesen Vertrag nicht und die Stadtwerke werden den Kun-
den zu den bisherigen Vertrags-bedingungen an der neuen Entnah-
mestelle weiterbeliefern, wenn die Stadtwerke dem Kunden dies
binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kiindigung anbieten und die
Belieferung an der neuen Entnahmestelle moglich ist. Zu diesem
Zwecke hat der Kunde in seiner auferordentlichen Kiindigung
seine zu-kiinftige Anschrift oder eine zur Bezeichnung seiner zu-
kinftigen Entnahmestelle verwendete Identifikationsnummer mitzu-
teilen.

Unterbleibt die rechtzeitige Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1
aus Griinden, die dieser zu vertreten hat, und wird den Stadtwerken
die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde
verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahme-
stelle, fur die die Stadtwerke gegeniiber dem ortlichen Netzbetrei-
ber einstehen missen und fir die sie von keinem anderen Kunden
eine Verglitung zu fordern berechtigt sind, nach den Preisen des
Vertrages zu vergliten. Die Pflicht der Stadtwerke zur unverzugli-
chen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und Anspriiche der
Stadtwerke auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder ver-
spatet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben
unberihrt.

12.
12.1.

13.

Vertragsstrafe

Verbraucht der Kunde Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder vor An-
bringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung,
so sind die Stadtwerke berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese
ist flr die tatsachliche, sofern nicht feststellbar, fur die geschéatzte Dauer des
unbefugten Gebrauchs, langstens aber flr sechs Monate auf der Grundlage
einer taglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgerate von
bis zu zehn Stunden nach dem fiir den Kunden geltenden Vertragspreis zu
berechnen.

Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsétzlich
oder grob fahrlassig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforder-
lichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe betragt das Zweifache des
Betrages, den der Kunde bei Erfiillung seiner Verpflichtung nach dem fiir ihn
geltenden Vertragspreis zuséatzlich zu zahlen gehabt hatte. Sie darf fur den
tatsachlichen, sofern der Beginn der Mitteilungspflicht nicht feststellbar ist,
fir einen geschatzten Zeitraum, 1angstens aber flir einen Zeitraum von sechs
Monaten verlangt werden.

Datenschutz

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhalt der
Kunde in der ,Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten” der Stadt-

werke.
14.

14.1.

14.2.

15.
15.1.

16.

Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferantenwech-
sel

Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim je-
weils zustédndigen Netzbetreiber erhaltlich.

Ein Lieferantenwechsel erfolgt ziigig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel
sind die Stadtwerke verpflichtet, dem neuen Lieferanten den fiir ihn malgeb-
lichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit
die Stadtwerke aus Grinden, die sie nicht zu vertreten haben, den Ver-
brauch nicht ermitteln kénnen, ist der geschatzte Verbrauch anzugeben.

Streitbeilegungsverfahren

Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen)
sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB
(Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitat von
Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den An-
schluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Mes-
sung der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer
Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Ver-
braucherbeschwerden sind zu richten an:

Stadtwerke Bielefeld GmbH, Beschwerdemanagement,

Schildescher StraRe 16, 33611 Bielefeld, Telefon 0521 / 51-1188,

E-Mail: lobundtadel@stadtwerke-bielefeld.de

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG
sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchfiihrung eines Schlich-
tungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht
abgeholfen oder auf diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet
hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberiihrt. Das Unternehmen ist verpflichtet,
an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung
einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjah-
rung gemaf § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte
anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B. nach dem EnWG) zu beantra-
gen, bleibt unberihrt.

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle
Energie e.V., Friedrichstrale 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240-0,
Telefax: 030/2757240-69, E-Mail:  info@schlichtungsstelle-energie.de,
Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de.

Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten fiir den Be-
reich Elektrizitdt und Gas sind erhaltlich Gber den Verbraucherservice Ener-
gie, Bundesnetzagentur, Postfach 8001, 53105 Bonn,

Telefon: 0228/141516, Telefax: 030/22480-323,

E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei
der Bundesstelle fir Energieeffizienz eine Liste geflhrt, in der Energiedienstleister,
Anbieter von Energieaudits und Anbieter von EnergieeffizienzmaBnahmen aufgefiihrt
sind. Weiterfihrende Informationen zu der so genannten Anbieterliste und den Anbie-
tern selbst erhalten sie unter www.bfee-online.de. Sie kénnen sich zudem bei der
Deutschen Energieagentur Uber das Thema Energieeffizienz umfassend informieren.
Weitere Informationen erhalten Sie derzeit unter www.energie-effizienz-experten.de.

17.
17.1.

17.2.

Schlussbestimmungen

Die Regelungen dieses Vertrags sind abschlieRend. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages ganz oder teilweise unwirk-
sam oder undurchfihrbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Ubrigen
wirksam.

Stand: Oktober 2025

Seite 4


mailto:info@schlichtungsstelle-energie.de
file://///www.schlichtungsstelle-energie.de
http://www.bfee-online.de/

Kennzeichnung der Stromlieferungen 2025 (Stromkennzeichnung gemaR § 42 EnWG, Stand: 1.7.2026)
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Gesamtstromlieferung vonhierwechStrom Verbleibender Stromerzeugung in Deutschland
der Stadtwerke Bielefeld GmbH Energietragermix (Quelle: BDEW)
CO2-Emissionen 253 g/kWh CO2-Emissionen 0 g/kWh CO2-Emissionen 332 g/kWh CO2-Emissionen 300 g/kWh
Radioaktiver Abfall 0 g/kWh Radioaktiver Abfall 0 g/kWh Radioaktiver Abfall 0 g/kWh Radioaktiver Abfall 0 g/kWh

Lieferland Anteile Anteile Anteile

Herkunftsnachweise Gesamt-Mix vonhierwechStrom-Mix Verbleibender Mix

Deutschland 4,5% 100,0% 0,0%

Déanemark 8,4% 0,0% 0,0%

Finnland 1,8% 0,0% 0,0%

Frankreich 12.6% 0,0% 0,0%

Kroatien 0,0% 0,0% 0,0%

Litauen 6,4% 0,0% 0,0%

Norwegen 34,1% 0,0% 12,3%

Osterreich 21% 0,0% 0,0%

Portugal 7.1% 0,0% 0,0%

Schweden 19,1% 0,0% 87,7%

Spanien 3.9% 0,0% 0,0%

Summe 100,0% 100,0% 100,0%

[ Erneverbare Energien [l Emeuerbare [T Erneuerbare Energien  [lI] Sonstige Erdgas [JJij Kohle [T Kernenergie Mieterstrom,
aus der Region, ge- Energien, ge- mit Herkunftsnachweis, fossile geférdert nach
fordert nach dem EEG fordert nach nicht geférdert nach Energietrager dem EEG

dem EEG dem EEG
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Preisblatt zu Mahn- und Sonderentgelten der Stadtwerke Bielefeld GmbH

netto brutto
I.  Abrechnung (Ziffer 3.5.)

e Monatliche, viertel- oder halbjahrliche Abrechnung
je Abrechnung 12,00 Euro 14,28 Euro
(Die einmalige Jahresabrechnung ist in den allgemeinen Tarifen enthalten)

Il. Erstellung Verbrauchshistorie (Ziffer 3.10.)

e Kosten fiir die Erstellung einer Verbrauchshistorie nach Aufwand nach Aufwand
lll. Verzug (Ziffer 4.2.)

e  Mahnkosten pro Mahnschreiben 1,00, Euro -
e  Zahlungseinzug durch Inkassodienstleister/Netzbetreiber nach Aufwand nach Aufwand
e Bearbeitung einer Ricklastschrift (zuziiglich zu

der vom Kreditinstitut berechneten Gebiihr) 3,00 Euro -

IV. Unterbrechung und Wiederaufnahme der Versorgung (Ziffern 3.3./9.3.)

Anfallende Kosten firr die Unterbrechung und Wiederherstellung der Versorgung werden nach den Vorgaben/Preisblattern des je-
weils zustandigen Netzbetreibers in Rechnung gestellt.

Fir das Netzgebiet der Bielefelder Netz GmbH gelten aktuell folgende Preise:

e Unterbrechung der Versorgung 85,00 Euro -
e  Wiederherstellung der Versorgung 85,00 Euro 101,15 Euro

Die Wiederherstellung des Anschlusses wird von der vollstandigen Bezahlung der durch die Versorgungsunterbrechung und -wie-
derherstellung entstandenen Kosten abhangig gemacht.

e Vom Kunden verschuldete Unmdglichkeit der Durchfiihrung von
Unterbrechung oder Wiederherstellung der Versorgung trotz
ordnungsgemafer Terminankiindigung 85,00 Euro 101,15 Euro

In den genannten Bruttobetragen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festgelegten Hohe (derzeit 19 %) enthalten; wird kein Brut-
tobetrag genannt, besteht derzeit keine Umsatzsteuerpflicht.

Seite 6



	1. Vertragsschluss / Laufzeit / Kündigungstermine und –fristen / Lieferbeginn / Lieferung von Reservemengen / Online-Kommunikation / Rechnungsversand
	1.1. Der Vertrag kommt durch Bestätigung der Stadtwerke Bielefeld GmbH (im Folgenden als Stadtwerke bzw. Lieferant bezeichnet) in Textform unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Ein Vertragsschluss kann nur erfolgen, wenn der Kunde...
	1.2. Der Vertrag läuft auf unbestimmte Zeit. Der Vertrag kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden. Eine Kündigung aus den vorgenannten Gründen bedarf der Textform (z. B. Brief, E-Mail, Fax). Das Recht zur Kündigu...
	1.3. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind.
	1.4. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert die Stadtwerke hierzu ausdrücklich auf.
	1.5. Der Kunde beauftragt die Stadtwerke bereits jetzt, soweit Erzeugungsanlagen nicht oder nicht ausreichend zur Verfügung stehen, stattdessen an ihn den Standard Ökostrom der Stadtwerke zu liefern, sodass der gesamte Bedarf des Kunden an elektrische...
	1.6. Eine physikalische Lieferung des Stroms aus den verwendeten Erzeugungsanlagen an die Lieferadresse des Kunden ist über das Stromnetz der allgemeinen Versorgung technisch nicht möglich. Über Regionalnachweise wird nach den gesetzlichen Vorgaben na...
	1.7. Die Kommunikation im Rahmen des Vertragsverhältnisses zwischen den Stadtwerken und dem Kunden erfolgt überwiegend per E-Mail, wobei die Angabe einer gültigen E-Mail-Adresse Voraussetzung für einen Vertragsschluss ist. Der Kunde erklärt sich durch...
	1.8. Mitteilungen zu Änderungen der Preise nach § 6 sowie Kündigungen nach § 9 erhält der Kunde in Textform, nach Wahl der Stadtwerke ggf. auch schriftlich.

	2. Umfang und Durchführung der Lieferung / Leistungsumfang / Befreiung von der Leistungspflicht
	2.1. Die Stadtwerke liefern dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifikationsn...
	2.2. Auf Verlangen des Kunden können unter den Voraussetzungen des § 10c EEG die Strombezüge aus dem Netz, die in einer Solaranlage oder in deren Neben- und Hilfsanlagen zur Erzeugung von Strom verbraucht werden, der mit diesem Vertrag belieferten Ent...
	2.3. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. Die Stadtwerke stellen dem Ku...
	2.4. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung sind die Stadtwerke, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, von ihrer Leistungspflicht befreit. Zu den mögl...
	2.5. Wird den Vertragsparteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insb...
	2.6. Die Stadtwerke sind weiter von ihrer Leistungspflicht befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schad...

	3. Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige Preisberechnung / Abrechnungsinformationen / Online-Portal / Verbrauchshistorie
	3.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch konventionelle oder moderne Messeinrichtungen bzw. Messsysteme oder ein intelligentes Messsystem i. S. d. MsbG (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers ermittelt. Ein ...
	3.2. Soweit der Kunde für einen bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung keine Ablesedaten übermittelt hat oder die Stadtwerke aus anderen Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, den tatsächlichen Verbrauch nicht ermitteln ...
	3.3. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der Stadtwerke oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung der preislic...
	3.4. Die Stadtwerke können vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Verbr...
	3.5. Werden monatliche Abschlagszahlungen erhoben, erfolgt die Abrechnung zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein Jahr nicht überschreitet, und zum Ende des Vertragsverhältnisses. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde d...
	3.6. Ist die Messstelle des Kunden mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet, sind die Stadtwerke berechtigt, anstelle der Erhebung von Abschlagszahlungen, die Entgelte nach diesem Vertrag für die im Liefermonat gelieferte Energie innerhalb von ...
	3.7. Die Abrechnung nach Ziffer 3.5 oder Ziffer 3.6 wird nach Wahl der Stadtwerke in elektronischer oder in Papierform erstellt. Erhält der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgt die Übermittlung der Abrechnungen auf Wunsch auch in elektronischer F...
	3.8. Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), erhält er unentgeltlich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 4...
	3.9. Die Stadtwerke stellen dem Kunden auf Ihrer Internetseite (https://portal.stadtwerke-bielefeld.de)) das Online-Portal „Mein EnergiePortal“ zur Verfügung, über welches die Stadtwerke rechtserhebliche Erklärungen zur Begründung, Durchführung, Änder...
	3.10. Auf Wunsch des Kunden stellen die Stadtwerke dem Kunden und/oder einem von diesem benannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie gegen Entgelt zur Verfügung (vgl. Ziffer II des anliegenden Preisblattes...
	3.11. Der Kunde kann jederzeit von den Stadtwerken verlangen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen bzw. des intelligenten Messsystems an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle i. S. v. § 40 Abs. 3 Mess...
	3.12. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen bzw. des intelligenten Messsystems eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z. B. auch bei einer Rech...
	3.13. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums oder beginnt oder endet der Abrechnungszeitraum untermonatlich (z. B. bei untermonatlicher Aufnahme oder Beendigung der Belieferung), so rechnen die Stadtwerke verbrauchsunabh...

	4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / Aufrechnung
	4.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem von den Stadtwerken nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig ...
	4.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, können die Stadtwerke angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer Forderung ergreifen. Fordern die Stadtwerke erneut zur Zahlung auf, stellen sie dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemä...
	4.3. Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,
	4.3.1. sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt und solange du...
	oder

	4.3.2. sofern aus Sicht eines verständigen Kunden die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei falschen Kundennamen, verwechselten Entnahmestellen, ohne Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit außerhalb der Pla...

	Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von dieser Ziffer 4.3 unberührt.
	4.4. Gegen Forderungen der Stadtwerke kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelhafter E...

	5. Vorauszahlung
	5.1. Die Stadtwerke können vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten...
	5.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legen die Stadtwerke nach billigem Ermessen (§ 315 BGB...
	5.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so ...

	6. Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen
	6.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.5 zusammen.
	6.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis sowie ein zählerabhängiges Entgelt für den Messstellenbetrieb – soweit diese Kosten den Stadtwerken vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden – in der sich au...
	6.2.1. Die Kosten für den Grund- und den Arbeitspreis werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem Tarif anfallen (unabhängig vom Zeitpunkt des jeweils einzelnen Vertragsschlusses). Sie enthalten folgende ...
	6.2.2. Die Entgelte für den Messstellenbetrieb werden je nach Zählerart und ggf. Verbrauch gemäß den Preisangaben im Online-Bestellprozess dem Kunden durch die Stadtwerke in Rechnung gestellt.
	6.2.3. Die Stadtwerke sind berechtigt, mit grundzuständigen Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Abrechnung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelligenten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wonach der grundzuständig...

	6.3. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten ...
	6.4. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe der Umsatzsteuer ergibt sich aus den Angaben im Online-Bestellprozess.
	6.5. Die Stadtwerke teilen dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach Ziffern 6.3 und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.
	6.6. Die Stadtwerke sind verpflichtet den Grundpreis, den Arbeitspreis und das Entgelt für den Messstellenbetrieb nach Ziffer 6.2 – nicht hingegen etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie...
	6.7. Informationen über aktuelle Produkte (insbesondere gebündelte Produkte bzw. Leistungen) und Tarife erhält der Kunde unter Telefon 08 00 / 1 00 71 75 oder im Internet unter www.stadtwerke-bielefeld.de.

	7. Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG
	Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken den Abschluss einer vertraglichen Vereinbarung mit einem Dritten über die Erbringung von Dienstleistungen hinsichtlich von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch elektrischer Arbeit ...

	8. Änderungen des Vertrags
	Die Regelungen des Vertrags beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, MessEG und MessEV, höchstrichterliche Rechtsprechung, Festlegungen und Beschlüsse der B...

	9. Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung / Sonderkündigungsrecht bei Einbau intelligentes Messsystem
	9.1. Die Stadtwerke sind berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Beeinflussung ode...
	9.2. Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, sind die Stadtwerke ebenfalls berechti...
	9.3. Bis zum 30.04.2024 galt mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung bei Haushaltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG. Der Gesetzgeber plant derzeit ein gesetzliches Recht zur Versorgungsunterbrechung gegenüber Haushalt...
	9.4. Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Die Stadtwerke stellen dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß dem anliegenden Preisblatt zu Mahn- und Sonderentgelten der Sta...
	9.5. Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Die Stadtwerke müssen den Kunden unverzüglich beim zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im Fall...
	Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor
	- im Fall eines Energiediebstahls nach Ziffer 9.1;
	- im Fall eines Zahlungsverzugs unter den Voraussetzungen von Ziffer 9.2 Satz 1 und 2.  Die Kündigung ist in diesem Fall mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen. Die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündigung außer Verhältnis...
	- im Fall der Einleitung eines Zwangsvollstreckungsverfahrens gegen das gesamte Vermögen der anderen Vertragspartei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermögens.
	9.6. Die Stadtwerke sind berechtigt, den Vertrag, abweichend von den Laufzeit- und Kündigungsregelungen des jeweiligen Vertrags, bei einem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekündigten...

	10. Haftung
	10.1. Die Stadtwerke haften bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch entstandene Schäden nach Maßgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6.
	10.2. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu ma...
	10.3. Die Stadtwerke werden auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihnen bekannt sind oder von ihnen in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.
	10.4. In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Vertragsparteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigefüh...
	10.5. Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Vertragspartei bei Abschluss des Vertrages als mögliche Folge der...
	10.6. Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

	11. Informationspflichten und Vertragsbeendigung bei Umzug
	11.1. Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken jeden Umzug unverzüglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, sowie der neuen Anschrift und der neuen Zählernummer oder Marktlokations-Identifikationsnummer und der neuen Zählernummer oder Marktlokatio...
	11.2. Ein Umzug des Kunden beendet diesen Vertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Auszugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. Die Stadtwerke unterbreiten dem Ku...
	11.3. Sofern der Umzug des Kunden gemäß Ziffer 11.2 nicht zur Beendigung des Vertrags führt, hat der Kunde das Recht, den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform zu kündigen. Die Kündigung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Aus-zugs oder ...
	11.4. Unterbleibt die rechtzeitige Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird den Stadtwerken die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bish...

	12. Vertragsstrafe
	12.1. Verbraucht der Kunde Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so sind die Stadtwerke berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die tatsächliche, sof...
	12.2. Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kund...

	13. Datenschutz
	14. Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferantenwechsel
	14.1. Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim jeweils zuständigen Netzbetreiber erhältlich.
	14.2. Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel sind die Stadtwerke verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit die Stadtwerke aus Grün...

	15. Streitbeilegungsverfahren
	15.1. Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unternehmens (Ver...
	Stadtwerke Bielefeld GmbH, Beschwerdemanagement,
	Schildescher Straße 16, 33611 Bielefeld, Telefon 0521 / 51-1188,
	E-Mail: lobundtadel@stadtwerke-bielefeld.de
	15.2. Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht ...
	15.3. Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.schlichtungsstel...
	Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind erhältlich über den Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur, Postfach 8001, 53105 Bonn,
	Telefon: 0228/141516, Telefax: 030/22480-323,
	E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

	16. Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz
	Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sin...

	17. Schlussbestimmungen
	17.1. Die Regelungen dieses Vertrags sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
	17.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam.
	I. Abrechnung (Ziffer 3.5.)
	II. Erstellung Verbrauchshistorie (Ziffer 3.10.)
	III. Verzug (Ziffer 4.2.)
	IV. Unterbrechung und Wiederaufnahme der Versorgung (Ziffern 3.3./9.3.)


